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Wozu dienen 
die Tornados in 
Afghanistan? 


In Berichten über Waffen und 
Rüstungssysteme liest man, 
daß die Kameras der Torna- 
dos hochaufgelöste Fotos 
machen, die aber erst nach 
der Rückkehr der Box ent- 
nommen und entwickelt wer- 
den können. Das geschieht 
also im deutschen Stützpunkt 
in Masar-i-Scharif. Dort wird 
dann das Bildmaterial aus- 
gewertet und das wichtig er- 
scheinende nach Kabul zum 
ISAF-Stab weitergeleitet. Für 
aktuelle Lagebilder sind die 
Fotos also nutzlos. 


Wie in Militärzeitschriften er- 
läutert und im Kosovo-Krieg 
erfolgreich eingesetzt, ver- 
fügt die Bundeswehr über 
sogenannte »Drohnen«, un- 
bemannte Flugkörper, die 
gestochen scharfe Fernseh- 
aufnahmen machen, welche 
zeitgleich an die Bodensta- 
tionen übermittelt werden. 


In jeder Zeitung kann man 
lesen, daß die Satteliten der 
USA sogar aus dem Welt- 
raum Aufnahmen machen 
können, bei denen man das 
Nummernschild eines Autos 
oder eine Zigarettenschach- 
tel erkennen kann. 

Wozu also dienen die deut- 
schen Tornados in Afghani- 
stan? 


Die Antwort finden Sie auf 
Seite 2 dieser Ausgabe. 
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Wo man nur hinblickt: 


Desinformation und 


Volksverdummung! 
Beispiel Afghanistan: 


Verteidigungsminister Jung (links): Daumen hoch für den Tornado-Einsatz. 
SPD-Chef Kurt Beck (rechts) übte in Afghanistan die George W. Bush-Pose 


»Westliche Jagdbomber und Kampfhubschrauber ver- 
breiten Angst und Schrecken unter der Zivilbevölke- 
rung. Wir sind dabei, durch diese unverhältnismäßi- 
ge militärische Gewalt das Vertrauen der Afghanen zu 
verlieren.« 


(Zitat aus einem Brandbrief des militärpolitischen Beraters der 
Bundesregierung in Kabul vom 13.5.2007 an Bundesaußenminister Steinmeier) 


»Deutsche Generale beschönigen ...« 


Haben Sie, liebe Leser, in Ihrer 
Tageszeitung ein Wort davon ge- 
lesen? 


Die Bundesregierung und das 
Parteienkartell in Berlin will uns 
einreden, der deutsche Einsatz 
in Afghanistan sei eine friedliche 
Entwicklungs- und Aufbaunhilfe 
für Schulen, Brücken und Kran- 
kenhäuser. In Wahrheit ist die 
BRD durch Ihre Mitgliedschaft 
in der NATO mitverantwortlich 
für immer mehr Verletzungen 


des Kriegsvölkerrechts durch die 
NATO-geführte ISAF-Truppe, wie 
hier dokumentiert wird. 


AUS DEM INHALT: 


Q Nachrichtensperre oder 
kollektive Selbstzensur? S82 


Q Provozierte Krawalle? S.4 
Q Schweigegeldabkommen S. 5 


Q Immer mehr Deutsche 
fühlen sich benachteiligt S. 10 
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Das offene Wort 


»Friedensmacht« 
Deutschland ? 


Der von den USA ausgeru- 
fene weltweite »Krieg gegen 
den Terror« hat die Rüstungs- 
ausgaben auf neue Rekord- 
höhen getrieben. Umgerech- 
net wurden 2006 weltweit 
900 Milliarden Euro für militä- 
rische Zwecke ausgegeben. 
Damit entfielen rechnerisch 
auf jeden Erdenbürger (von 
denen 850 Millionen hungern) 
137 Euro für Waffen, Solda- 
ten und Einsätze, berichtete 
das Stockholmer Friedens- 
forschungsinstitut SIPRI. 


Dabei hat sich die Frie- 
densmacht Bundesrepublik 
Deutschland beim Waffen- 
export für die Friedenserhal- 
tung auf den Rang drei der 
größten \Naffenexporteure 
vorgeschoben - alles für den 
Frieden! 


Die USA und Rußland sind 
nach wie vor die größten 
Exporteure, die BRD folgt 
vor Frankreich mit 9,6 Mil- 
liarden Euro auf Platz drei. 
Nach einer Studie des Inter- 
nationalen BICC-Zentrums in 
Bonn rüsten die USA und die 
EU-Länder besonders den 
Nahen Osten zur »am stärk- 
sten militarisierten Region 
der Welt« auf. 


Wenn die von uns gelieferten 
Waffen dann ihr Werk getan 
haben werden, haben wir 
Bundesbürger dank unserer 
Politiker alle Chancen, bei 
der anschließend notwendi- 
gen »humanitären Hilfe« und 
beim Wiederaufbau sogar 
den ersten Platz zu belegen. 


Freuen wir uns doch einfach, 
damit endlich wieder einmal 
Weltmeister bei Entschädi- 
gungen und Wiedergutma- 
chungen werden zu können, 
meint Ihre 


Sabine Möller 
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Nachrichtensperre 
oder kollektive Selbstzensur? 


Am 31.5.2007 berichtete das 1. 
Programm (ARD) in der WDR- 
Sendung »Monitor« über einen 
hochbrisanten Vorgang: 


Ein führender deutscher Vertreter 
in Kabul, militärpolitische Berater 
der Bundesregierung vor Ort, 
hatte dem Außenministerium in 
Berlin in einem Brief seine be- 
sorgniserregende Beurteilung 
zur dortigen Kriegsführung und 
der geschönten Darstellung auch 
durch deutsche Generale mitge- 
teilt. 


Der Absender des Briefes ist kein 
»Irgendwer«, sondern war vor- 
dem Leiter der Abteilung Aufklä- 
rung und Sicherheit der »Kabul 
Multinational Brigade« der ISAF. 


»Ich gerate zunehmend in Wi- 
derspruch zu dem, wie die eige- 
nen westlichen Truppen in Af- 
ghanistan agieren«, begründet 
er seine Feststellungen, in denen 
er auch auf Verstöße gegen das 
Kriegsvölkerrecht hinweist. 


Bereits am Vormittag (11.06 Uhr) 
des Sendetages kündigte der 
WDR in einer Pressemitteilung 
diesen Bericht an, der wegen der 
Brisanz der Aussagen am Folge- 
tag zu Schlagzeilen der Presse 
und zu Stellungnahmen von Par- 
teien und Bundesregierung hätte 
führen müssen. Aber nichts da- 
von, kein Wort! 


Ein kollektives, 
totales Schweigen! 


Keine einzige Fundstelle in den 
großen »unabhängigen« (?) Ta- 
geszeitungen am Folgetag oder 
danach! Weder in der Süddeut- 
schen noch in den Stuttgarter 
oder Nürnberger Zeitungen, we- 
der in der Westdeutschen Allge- 
meinen noch in der Welt/Welt am 
Sonntag, selbst im »SPIEGEL« 
kein Wort davon. 


Auf Rückfragen der UN-Mitarbei- 
ter bei einigen dieser Blätter keine 
Antwort, mit zwei Ausnahmen: 


SPIEGEL DER ZEIT 


Der für Innenpolitik verantwortli- 
che WAZ-Redakteur Rolf Potthoff 
erklärte, dpa habe diese WDR- 
Pressemitteilung nicht verbreitet, 
und dem »SPIEGEL«, der sich 
»Das deutsche Nachrichten- 
Magazin« nennt, war das »Vor- 
kommnis« keine Nachricht wert: 


»Wir versichern Ihnen, daß sich 
die SPIEGEL-Redaktion keine 
Selbstzensur auferlegt hat. Bei 
der Vielzahl von wichtigen und 
interessanten Nachrichten ist 
es nicht möglich, über alle Vor- 
kommnisse zu berichten.« 


Wer’s glaubt, wird selig! 


Im Oktober soll der Bundestag 
über eine Verlängerung des Af- 
ghanistan-Mandats entscheiden, 
und die Bundesregierung sorgt 
sich bei immer mehr Kritik um 
die Zustimmung. Das wissen 
natürlich auch die Verlage, die 
von Berlin (»Die Bundesregie- 
rung informiert«) seit Jahren mit 
Millionenbeträgen für Anzeigen 
bedacht werden (vgl. dazu UN 
10/2003*). 


63 Prozent der Deutschen sind 
nach einer »Forsa«-Umfrage 
für einen sofortigen Abzug der 
Bundeswehr aus Afghanistan. 
Also müssen die Regierung 
und die von ihr subventionierte 
Presse solche Kritik verschwei- 
gen und verhindern, daß eine 
breitere Öffentlichkeit davon 
erfährt. 


*) Neue Leser der UN können die Aus- 
gabe 10/2003 wie auch die kompletten 
Jahrgangsmappen von 1997 - 2006 an- 
fordern, soweit vorhanden. 


Zum Nachdenken: 


»Die Deutschen 
sollten mit kämpfen, 


und auch mit sterben, 
wenn nötig.« 


Ronald Neumann, US-Botschafter 
in Kabul, It. WamS vom 26.11.2006 
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Eine brisante Warnung ohne Presseecho: 


Monitor 
Pressemeldung vom 31.05.2007 


Militärpolitischer Berater der Bundesregierung erhebt schwere Vorwürfe 
gegen NATO-Truppen in Afghanistan 


„ISAF bekämpft bewusst Teile der Zivilbevölkerung“ — 
„Verletzung des Kriegsvölkerrechts‘“ 


In ungewöhnlich scharfer Form hat der militärpolitische Berater der Bundesregierung in 
Kabul den Militäreinsatz der NATO in Afghanistan kritisiert und dabei auch deutsche 
Generäle ausdrücklich mit einbezogen. Darüber berichtet das ARD-Magazin MONITOR 
in seiner heutigen Ausgabe (21.45Uhr im Ersten). 


In einem internen Schreiben an Außenminister Frank-Walter Steinmeier vom 13.05.2007, 
das MONITOR vorliegt, kritisiert der Berater die „Eskalation der militärischen Gewalt in 
Afghanistan“. Es sei „unerträglich, dass unsere Koalitionstruppen und ISAF inzwischen 
bewusst Teile der Zivilbevölkerung und damit erhoffte Keime einer Zivilgesellschaft 
bekämpfen. Westliche Jagdbomber und Kampfhubschrauber verbreiten Angst und 
Schrecken unter der Zivilbevölkerung.“ „Wir sind dabei, durch diese unverhältnismäßige 
militärische Gewalt das Vertrauen der Afghanen zu verlieren“, heißt es in dem 

Brief an den deutschen Außenminister weiter. Dabei sei „bekannt, dass es um die 
Verletzung des Kriegsvölkerrechts‘“ gehe. Das Schreiben warnt vor einer schleichenden, 
völkerrechtswidrigen Ausweitung des ISAF-Mandats: „Das Militär droht sich zu 
verselbständigen und von den politischen und völkerrechtlichen Vorgaben zu lösen.“ 


Deutliche Kritik übt der militärpolitische Berater auch an der Informationspolitik der 
ISAF-Führung. Politikern und Parlamentariern gegenüber werde „die militärische Lage 
unzulässig geschönt dargestellt. Auch deutsche Generäle beschönigen oder verschweigen 
eigene Probleme.“ Dabei sprächen „die ständigen Forderungen nach Truppenverstärkung, 
die steigenden Kosten des militärischen Engagements, das Anwachsen eigener Verluste 
und die wachsende Zahl ziviler Opfer eine eigene Sprache“, mit der „die Ungeeignetheit 
und Ausweglosigkeit militärischer Gewalt als Lösung der inneren und äußeren Probleme 
Afghanistans“ zum Ausdruck käme. 


Der Absender des Briefes ist seit Juli 2006 militärpolitischer Berater der 
Bundesregierung an der deutschen Botschaft in Kabul und war zuvor Leiter Aufklärung 
und Sicherheit der „Kabul Multinational Brigade“ der ISAF (International Security 
Assistance Force). 


Von Schwarz über Rot bis Grün waren sich die Berliner Kartellparteien einig: Am Hindukusch wollte man 
unsere Freiheit verteidigen und Sicherheit und Frieden schaffen. 


Jetzt ist die Bundeswehr in einen schmutzigen Krieg gegen die Zivilbevölkerung verwickelt, wie der Be- 
rater der Bundesregierung festellt. Weder der Außenminister noch der Verteidigungsminister oder gar die 
Kanzlerin haben zu diesem Brief bisher Stellung genommen. Wir fordern Abgeordnete mit Zivilcourage 
auf, ihn in einer aktuellen Stunde des Bundestages zu verlesen und eine Stellungnahme der Regierung 
einzufordern! 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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G8-Gipfel: Bilder, die um die Welt gingen 
und Nachrichten, die keine sein dürfen 


Ganz urplötzlich und wie aus 
dem Nichts tauchten bei der 
ersten großen Demonstrati- 
on der sogenannten Globa- 
lisierungskritiker über 2.000 
schwarz-vermummte gewalttä- 
tige Chaoten auf und lieferten 
sich mit der total ahnungslo- 
sen und überraschten Polizei 
Straßenschlachten mit rund 
1.000 Verletzten, davon 400 
Polizisten. 


Weder bei den verschärften 
Grenzkontrollen noch bei Obser- 
vierungen von PKWs und Bus- 
sen an den Autobahnen oder in 
den Zügen ist den Staatsorga- 
nen irgend jemand aufgefallen, 
der schwarze Kleidung, Ruck- 
säcke mit Wurfgeschossen oder 
schwarze Gesichtsmasken mit 
sich führte. 


Wer an den 
Weihnachtsmann 
glaubt, der glaubt 
auch das 


Wer leibhaftig oder in den Zeitun- 
gen erlebt oder verfolgt hat, wie 
seit Jahren bei Demonstrationen 
der sogenannten »Rechten« (die 
nebenbei nie »Demos«, sondern 
»Aufmarsch« genannt werden, 
auch wenn die Leute noch so 
bürgerlich gekleidet und friedlich 
spazierengehen) die mutmaßli- 
chen Teilnehmer an Bahnhöfen 
und Autobahnen stundenlang 
aufgehalten, durchsucht und re- 
gistriert werden (meist bis die 
Demo vorbei ist), kann darüber 
nur lachen. 


Man denke nur an das jährliche 
Treffen in Wunsiedel oder an 
NPD-Kundgebungen, bei denen 
Anreisende schon auf den Au- 
tobahnen herausgewunken und 
von jedem Handzettel über die 
Gürtelschnalle bis zum Hemd 
(neudenglisch »T-Shirt«) kontrol- 
liert werden, ob zwei Buchstaben 


(»Lonsdale«), zwei Zahlen (»88«) 
oder ein verdächtiges Symbol die 
Beschlagnahme und eine Anzei- 
ge ermöglichen. 


Der Überwachungsstaat 
braucht seine 
Rechtfertigung! 


Es fällt dem Staat zunehmend 
schwerer, den Normalbürger zu 
überzeugen, daß die immer wei- 
tergehende Einschränkung seiner 
Grundrechte, die Sammlung von 
Geruchsproben (wie früher in der 
DDR), die heimliche Brieföffnung 
bei den Postämtern, die ausu- 
fernden Telefon- und Fax-Über- 
wachungen und die Speicherung 
aller möglichen Daten für die Si- 
cherheit unabdingbar sei. Also 
kommen ihm solche schockieren- 
den Bilder gerade recht. Deshalb 
füllten Sie auch die Titelseiten der 
Zeitungen. Wieso der Staat nicht 
in der Lage oder willens war, das 
Vermummungsverbot zu ahnden, 
das seit 1985 per Gesetz die Ver- 
mummung bei Demonstrationen 
unter freiem Himmel als Straftat 
mit einer Strafandrohung bis zu 
einem Jahr Haft verbietet, war 


er 


un nn > 
rs “Rostock, 2.6.2007 


Es 


seltsamer Weise keine Nach- 
richt. 


»Wir müssen doch 
auch Steine werfen!« 


Auch das Erlebnis des Politik- 
studenten Jean Peters und einer 
Zeugin war den Medien keine 
Schlagzeile wert: 


Die beiden berichteten von ei- 
nem »Attac«-Mann aus Ham- 
burg, daß er sie animieren 
wollte: »Wir müssen doch 
auch Steine werfen!« Als er 
seinen Namen nicht nennen 
wollte und sie ihm die Maske 
vom Gesicht rissen, erkannte 
ein Umstehender in ihm einen 
Beamten in Zivil. Später bestä- 
tigte die Polizeieinheit »Kawa- 
la«, daß es sich um einen ihrer 
Beamten gehandelt habe, der 
»Informationen über geplante 
Straftaten sammeln sollte.« 


UN-Lesen schädigt 
die Unwissenheit, 


gefährdet die 
Nachtruhe und fördert 
das Nachdenken. 


DER STAAT MISCHT MIT 
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Wahrheit: Klarheit» Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Wir leben in einer Medien-Ge- 
sellschaft, in der die Meinungs- 
bildung mehr von gelungenen 
oder mißglückten Auftritten von 
Polit- und Popstars als von Tat- 
sachen und Sachargumenten 
bestimmt wird. 


Wie versucht wird, die öffentli- 
che Meinung zu manipulieren, 
beweist in einem kleinen, aus- 
nahmsweise bekanntgeworde- 
nen Einzelfall das Protokoll eines 
Treffens der Bundeskanzlerin mit 
dem Rock-Star Bob Geldof kurz 
vor dem G8-Scheinheiligentref- 
fen: Der Rock-Musiker, der sich 
ehrenwerter Weise für eine grö- 
Rere Afrika-Hilfe einsetzt, bat 
Frau Merkel laut Gesprächspro- 
tokoll des Staatssekretärs Bernd 
Pfaffenbach, sich auf dem G8- 
Gipfel für mehr Afrika-Hilfe ein- 
zusetzen. 


Frau Merkel habe dem Rock- 
Star zugesagt, auf dem Gipfel 
bekanntzugeben, im Jahr 2008 
zusätzlich 750 Millionen Euro für 
Afrika bereitzustellen. 


»Im Gegenzug soll Geldof 
versichert haben, Kritiker wie 
Herbert Grönemeyer, dazu zu 
bewegen, ihre Kritik zu mäßi- 
gen.« 


Grönemeyer, der anschließend 
auf dem gipfelkritischen Konzert 
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Wo man nur hinblickt: 


Desinformation und 


Volksverdummung! 


Beispiel Entwicklungshilfe: 


Schweigegeld: Wie die »öffentli- 
che Meinung« manipuliert wird ... 


Angela Merkel mit den Rockstars Bob Geldof und Bono: Geplatzter Schwei- 
gegeld-Deal. 


in Rostock auftrat, zu diesem 
Schweigegeld-Angebot: 


»Selbst, wenn es um eine gute 
Sache geht, zeigt es, mit wel- 
chen Mitteln Politiker arbeiten, 
um Kritiker ruhig zu stellen.« 


Die Rock- und Popszene zeigt 
sich über diesen Vorgang auf- 
gebracht. Der Sänger Peter Maf- 
fay: 

»Sollten die Fakten stimmen, 
dann ist das der Versuch, ei- 


nen Künstler mundtot zu ma- 
chen. Man kann eine Meinung 
nicht mit Geld erkaufen.« 


Wer’s glaubt, wird selig. 
Schweigegeld-Abkommen 
funktionieren nur dann, wenn 
geschwiegen wird. Nur dann 
erfahren wir nichts davon. Wie 
oft das in der Politik gelingt, 
kann man nur ahnen. 


(Zitate in kursiv: WAZ vom 6.6.2007) 


WIE POLITIK GEMACHT WIRD 
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Entwicklungshilfe: Ein Milliardengeschäft 
für die Geberländer, ein Drama für Afrika! 


Der nigerianische Literatur-Nobel- 
preisträger Wole Soyinka ist auf den 
Rocksänger Bono, den Bundes- 
kanzlerin Angela Merkel vor dem 
G8-Gipfel medienwirksam empfing, 
nicht gut zu sprechen. 

»Der hält uns wohl für blöde«, 
wird er in einem Bericht der FAZ 
vom 5.6.2007 zitiert, den wir nach- 
folgend gekürzt wiedergeben: 
»“Diese Bonos, Geldofs und wie 
sie alle heißen, sagen, daß man 
uns helfen muß, und unterstellen 
damit, daß wir dazu selbst nicht 
in der Lage sind“, schimpft der 
Nigerianer: „Das ist Rassismus.“ 
Wie Soyinka denken mittlerweile 
viele in Afrika, nur will das in den 
Industrienationen keiner hören. 
Das beste Beispiel dafür ist Hei- 
ligendamm und die neuerliche 
Diskussion über eine drastische 
Erhöhung der Entwicklungshil- 
fe. 


Lebensniveau 
unter dem der späten 
Kolonialzeit 


Seit 1960 sind schätzungsweise 
500 Milliarden Dollar Entwick- 
lungshilfe in Richtung Schwar- 
zer Kontinent gepumpt worden. 
Heute ist jedoch vielerorts das 
Lebensniveau noch unter das 
der späten Kolonialzeit gefallen. 
Der kenianische Wirtschafts- 
wissenschaftler James Shikwati 
plädiert deshalb für ein soforti- 
ges Ende jeder Entwicklungshil- 
fezahlung. Sie habe Korruption 
nur gefördert und gleichzeitig zu 
einer Entmündigung geführt. 


Tatsächlich entbindet der be- 
ständige Zufluß von Geld die 
afrikanischen Regierungen von 
jeder Verantwortung: Weshalb 
sollen sie das eigene Steuer- 
system so gestalten, daß mehr 
als die üblichen knapp sechs 
Prozent des Haushalts damit 
bestritten werden können, wenn 
es ausländische Budgetbeihilfe 


gibt? Weshalb sollen sie Getrei- 
despeicher bauen, um Hungers- 
nöte rechtzeitig zu verhindern, 
wenn internationale Hilfsorgani- 
sationen längst im Anflug sind? 
Warum sollen sie Haushaltsmit- 
tel bereitstellen, um die vielen 
von ausländischen Gebern fi- 
nanzierten Straßen zu unterhal- 
ten, wenn diese das doch selbst 
tun? 


„Gebe ich das Geld 
nicht aus, kriege ich 
ein Problem“ 


Der unaufhörliche Zufluß von 
Geldern hat bei fast allen afrika- 
nischen Regierungen zu einer 
Haltung geführt, die manche als 
Bettelei auf hohem Niveau be- 
zeichnen. Einen Vorwurf kann 
man ihnen gleichwohl schlecht 
machen: Die Afrikaner haben 
nur die Mechanismen der Ent- 
wicklungshilfe durchschaut und 
machen sie sich zunutze. Ent- 
wicklungshilfe ist die einzige 
Industrie auf der Welt, die keine 
Rechenschaftsberichte ablegen 
muß. Das Erfolgskriterium ist oft 
nur, ob der Mittelabfluß geklappt 
hat oder nicht. Was dabei wirk- 
lich herauskommt, ist unwichtig. 


Oder wie will man sonst die denk- 
würdige Begegnung mit einem 
EU-Repräsentanten in Nigeria 
erklären, der zu fortgeschrittener 
Stunde und leicht angetrunken 
beklagte, er habe nach wie vor 
einen Millionenbetrag in Brüssel 
liegen, der für Nigeria bestimmt 
sei, und er erwäge deshalb, die 
Lokalwahlen finanziell zu un- 
terstützen. Auf die Frage, wie 
Europa eigentlich dazu komme, 
dem sechstgrößten Erdölpro- 
duzenten der Welt, dessen Eli- 
te im Laufe der Jahrzehnte die 
unglaubliche Summe von 600 
Milliarden Dollar veruntreut hat, 
Wahlen zu bezahlen, antworte- 
te der Diplomat: „Wenn ich das 


Geld nicht ausgebe, kriege ich 
ein Problem.“ Entwicklungshilfe 
in eigener Karrieresache sozu- 
sagen. 


Verwüstung durch 
Entwicklungshilfe 


Um die klassische Entwicklungs- 
hilfe ist es nicht besser bestellt. 
Es gibt nur wenige Projekte, die 
den Abzug der weißen Spezia- 
listen überlebt haben. Beispiel 
Tschad: Irgendwann waren 
Entwicklungshelfer auf die Idee 
gekommen, dem alljährlichen 
Rindersterben in der Halbwüste 
durch den Bau von Brunnen ein 
Ende zu bereiten. Also wurde 
überall nach Wasser gebohrt. 
Was aber keiner bedacht hatte 
war, daß Rinder in Tschad keine 
Handelsware sind, sondern Sta- 
tussymbol. Je mehr Tiere, desto 
angesehener der Besitzer. Und 
da es dank der Entwicklungs- 
helfer nun genug Wasser gab, 
wuchs der Bestand unaufhör- 
lich. 


Seither haben die größeren 
Herden den ohnehin kargen 
Boden derart abgegrast, daß 
aus der Sahelzone eine echte 
Wüste geworden war. Also wur- 
den neue Projekte lanciert, um 
Steinwälle zu errichten, in deren 
Schutz Bäume wachsen, die ir- 
gendwann den Wind daran hin- 
dern sollen, noch mehr Boden- 
krumme fortzutragen. Doch die 
Bewohner hackten die Bäum- 
chen sofort um, sobald sie dar- 
aus Brennholz machen konnten. 
Denn dafür gibt es einen Markt. 


Das sind Erlebnisse, von denen 
Entwicklungshelfer immer wie- 
der selbst mit einem Anflug von 
Zynismus nach dem dritten oder 
vierten Bier erzählen — verbun- 
den mit der Aufforderung: „Aber 
bitte nicht zitieren.“ Die Liste lie- 
Re sich beliebig fortsetzen. 


»WER AFRIKA HELFEN WILL, ... 
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Industrie mit Umsätzen 
in Milliardenhöhe 


Ganz oben müßte das Straßen- 
bauprojekt in Kongo stehen, das 
von der Weltbank finanziert wur- 
de, ohne daß am Ende der Sinn 
der Sache erfüllt worden wäre. 
Das chinesische Bauunterneh- 
men hatte schlicht die Brücke 
über einen Fluß vergessen, was 
die Weltbank aber nicht daran 
hinderte, dem Unternehmen 
gleich noch den nächsten Auf- 
trag zu erteilen. Schließlich war 
auf dem Papier alles in Ordnung: 
Die Straße gab es ja. Das mußte 
reichen. 


Entwicklungshilfe und die Nothil- 
fe sind längst zu einer Industrie 
mit Umsätzen in Milliardenhöhe 
geworden. Die amerikanische 
Hilfsorganisation USAID ist dafür 
ein gutes Beispiel. Amerika zahlt 
Entwicklungshilfe in Naturalien, 
USAID ist der Verteiler. Doch 
die Getreidelieferungen nach 
Afrika dienen nur dem Zweck, 
den amerikanischen Bauern ihre 
Überschüsse abzukaufen und 
damit die Preise stabil zu hal- 
ten. In Afrika aber machen diese 
Lieferungen die lokalen Märkte 
kaputt, weil das amerikanische 
Getreide unschlagbar billig ist. 


Drama des Kontinents 


Entwicklungshilfe hat sich zum 
eigentlichen Drama des Konti- 
nents entwickelt. Denn dieses 
Geld kostet den Adressaten 
nichts und wirkt deshalb kontra- 
produktiv. In der Elfenbeinküste 
waren zum Beispiel mit hohem 
finanziellem und technischem 
Aufwand Dörfer mit Brunnen 
ausgerüstet worden, die mit ei- 
nem manuellen Pumpschwengel 
bedient werden. War aber der 
Pumpschwengel kaputt, wartete 
das Dorf auf die Weißen, damit 
sie ihn reparierten. 


Eigener Einsatz war schon des- 
halb nicht zu erwarten, weil der 
Brunnen das Dorf nichts geko- 
stet hatte und mit seinem Versie- 
gen folglich kein wirtschaftlicher 
Schaden einherging. Ohnehin 


waren die Brunnen nicht son- 
derlich beliebt: Das Wasser 
holten sich die Menschen lieber 
aus dem Fluß. Zum einen, weil 
sie das seit Generationen so 
machten, zum andern, weil das 


Flußwasser angeblich besser 
schmeckte. 

Kafkaesker 
Verwaltungsaufwand 


Richtig ist, daß die Geberlän- 
der seit geraumer Zeit genauer 
hinschauen, was mit ihrem Geld 
geschieht. Doch die Folge ist ein 
schier kafkaesker Verwaltungs- 
aufwand, dem man nur mit noch 
mehr Spezialisten und dem un- 
überschaubaren Heer der „Con- 
sultants* beizukommen scheint. 
Beispiel Mali: Dort tummeln sich 
33 nationale und 22 multilate- 
rale Hilfsorganisationen. Hinzu 
kommen knapp 100 Nichtregie- 
rungsorganisationen. Die wollen 
alle überprüft werden. 


Nach einer Erhebung der OECD 
laufen in jedem Sahelland (Mali, 
Senegal, Burkina Faso, Niger, 
Tschad) 600 Entwicklungspro- 
jekte gleichzeitig. Das erfor- 
dert je einen Zwischenstands- 
bericht pro Trimester, macht 
2.400 Berichte jährlich, die den 
zuständigen Ministerien vorge- 
legt werden. Hinzu kommen im 
Durchschnitt 1.000 Beobach- 
ter- und Evaluierungsmissionen: 
Verwaltung, die sich in erster Li- 
nie selbst verwaltet. 


Stattliche Gehälter 


Weil aber beispielsweise die 
malischen Behörden mit den 
unterschiedlichen Standards 
der Geber-Bedingungen über- 
fordert sind, entwickelt sich Ent- 
wicklungshilfe mehr und mehr 
in Richtung „technische Zusam- 
menarbeit“ in Form von entsand- 
ten Fachleuten. Auf malischer 
Seite werden diese „Expats“ mit 
gemischten Gefühlen betrach- 
tet. „Wenn ich eine Zusage über 
zwölf Millionen Euro bekomme, 
davon aber drei Millionen für die 
europäischen Fachleute ausge- 
geben werden müssen, schmilzt 
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die Hilfe ziemlich schnell zu- 
sammen“, sagt der ehemalige 
malische Minister Ag Erlaf. 


Deutschland etwa gewährt Mali 
diese technische Zusammenar- 
beit zwar als nicht rückzahlbare 
Zuwendung, was aber nichts an 
der Tatsache ändert, daß ein 
nicht unerheblicher Teil der Ent- 
wicklungshilfe für die Bezahlung 
der eigenen Experten aufge- 
wendet wird. Bei den vielen kre- 
ditfinanzierten Projekten in Mali 
geht das so weit, daß Fachleute 
angeheuert werden, auf deren 
Rekrutierung die malische Sei- 
te keinen Einfluß hat, denen 
sie auf dem Umweg über die 
Schuldentilgung aber dennoch 
stattliche Gehälter zahlt. Denn 
sie brauchen fern der Heimat 
eine Menge: ein repräsentatives 
Haus, Personal, einen großen 
Geländewagen mit Chauffeur 
und regelmäßige Flüge in die 
Heimat. Dazu kommt die Steu- 
erbefreiung für die Gehälter, die 
für Landesbüroleiter nur selten 
unter 10.000 Euro liegen. 


Kein Interesse an 
einem Ende der 
Füllhornpolitik 


Kritiker wie der Nigerianer So- 
yinka und der Kenianer James 
Shikwati stehen mit ihren Forde- 
rungen nach einem Ende dieses 
Patronagesystems auf verlo- 
renem Posten. Zu viele verdie- 
nen zu gut daran. Die Entwick- 
lungshilfeministerien haben kein 
Interesse an einem Ende der 
Füllhornpolitik. Welcher Minister 
oder welche Ministerin macht 
sich schon selbst überflüssig? 


Die afrikanischen Regierungen 
haben kein Interesse daran, ent- 
bindet die Entwicklungshilfe sie 
doch davon, sich endlich Ge- 
danken über eine wirtschaftliche 
Genesung aus eigener Kraft zu 
machen. Und die Entwicklungs- 
helfer erst recht nicht: Die leben 
schließlich von der Mutmaßung, 
daß sie dringend gebraucht wer- 
den.« 


„=: DARF KEIN GELD GEBEN!« (JAMES SHIKWATI) 
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Afrika-Hilfe: 
Grenzenlose Geldverschwendung 


Was von der vielbeschworenen 
bisherigen und jetzt vom G8-Gipfel 
erhöhten Afrika-Hilfe wirklich zu hal- 
ten ist, hat kürzlich ein Fachmann 
und Kenner Afrikas enthüllt. Prof. 
George Ayittey aus Ghana gehört 
zu den bedeutendsten Wirtschafts- 
wissenschaftlern Afrikas. Er lehrt 
Wirtschaftswissenschaften an der 
American University in Washington. 
Auzüge aus seinem Beitrag in der 
WamS vom 20.5.2007: 


»Ahnungslose, die 
einen Blinden führen« 


» Trotz seines immensen natür- 
lichen Reichtums steckt Afrika 
immer noch tief in Armut, Elend 
und Schulden. 


Afrika zu helfen ist ehrenwert, 
und dem Kontinent muß ge- 
holfen werden. Aber die Aktion 
„mehr Hilfe“ ist derart von Rühr- 
seligkeit, Hyperkorrektheit und 
postkolonialen Schuldgefühlen 
geprägt, daß Pragmatismus, 
Vernunft und Effizienz auf der 
Strecke bleiben. Regierungen, 
Entwicklungshilfeorganisatio- 
nen und Privatpersonen sind 
nach Afrika gegangen, um Men- 
schen zu helfen, die sie nicht 
verstehen. Mehr als 450 Milli- 
arden Dollar — das entspricht 
sechs Marshallplänen! — wurden 
seit 1960 ohne erkennbares Er- 
gebnis nach Afrika gepumpt. Die 
ganze Übung erinnert an einen 
Ahnungslosen, der einen Blin- 
den führt. 


Der Hut, den Afrika aufhält, ist 
so löchrig wie ein Sieb. 2004 er- 
rechnete die Afrikanische Union, 
daß die Korruption Afrika jährlich 
148 Milliarden Dollar kostet. Die 
Kapitalflucht entzieht Afrika 22 
Milliarden Dollar pro Jahr. Bür- 
gerkriege kosten mindestens 15 
Milliarden Dollar jährlich. 


In den 60er Jahren konnte sich 
Afrika nicht nur selbst ernähren, 
sondern sogar Lebensmittel ex- 
portieren. Heute gibt es fast 20 


Milliarden Dollar für Lebensmit- 
telimporte aus, etwas mehr als 
die 19,6 Milliarden Dollar Spen- 
dengelder, die es erhält. 


Schuldenerlaß und massive 
Hilfe sind ohne Bedingungen, 
Sicherheiten, Überwachsungs- 
mechanismen und Reformen 
absurd. Die afrikanischen 
Staatshaushalte sind außer 
Kontrolle geraten. Bestechung 
und Günstlingswirtschaft sind an 
der Tagesordnung. Die Korrup- 
tion grassiert. Ohne Reformen 
werden erlassene Schulden ein- 
fach durch neue ersetzt. Doch 
Afrikas Führer sind, mit einigen 
Ausnahmen, nicht an Reformen 
interessiert. 


Fordert man sie auf, die Verwal- 
tung zu verschlanken, schaffen 
sie ein „Ministerium zur Sen- 
kung der Staatsausgaben“. 
Fordett man mehr Demokra- 
tie, setzen sie ein Komitee aus 
Kriechern ein, um ein Wahlge- 
setz zu schreiben, werfen die 
Oppositionsführer ins Gefäng- 
nis und halten Wahlen ab, die 
sie selbst wieder an die Macht 
bringen. Von 53 afrikanischen 
Staaten sind nur 16 Demokra- 
tien, nur acht haben eine freie 
und unabhängige Presse, weni- 
ger als acht sind „wirtschaftliche 
Erfolgsgeschichten“. Ohne ech- 
te politische Reformen werden 
noch mehr afrikanische Staaten 
implodieren. Was tun? 


„Smart Aid“ kann helfen. Kluge 
Entwicklungshilfe ermächtigt die 
Zivilgesellschaft und kommu- 
nale Gruppen, die Verwendung 
von Hilfsgeldern zu kontrollieren 
und Reformen anzustoßen. Da- 
mit diese Ermächtigung gelingt, 
müssen die Akteure Informatio- 
nen und die Freiheit und die in- 
stitutionellen Mittel bekommen, 
sich selbst aus dem Würgegriff 
von Repression, Korruption und 
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Armut zu befreien. Die Agenten 
von Wandel und Reformen sind 
außerhalb der Staatsführung zu 
suchen und nicht in „reformori- 
entierten Partnerschaften“ mit 
betrügerischen Regierungen. 


Die Menschen in Afrika brauchen 
folgende institutionelle Werk- 
zeuge: freie und unabhängige 
Medien (um den freien Informa- 
tionsfluß zu gewährleisten); eine 
unabhängige Justiz (als Garan- 
tie der Rechtsstaatlichkeit); un- 
abhängige Wahlkommissionen; 
unabhängige Zentralbanken 
(um monetäre Stabilität sicher- 
zustellen und die Kapitalflucht 
einzudämmen); effiziente und 
professionelle Öffentliche Ver- 
waltungen; sowie neutrale und 
professionell ausgerüstete Si- 
cherheitskräfte. 


Weder machen Wahlen allein 
ein Land zur Demokratie noch 
gedeihen Demokratien im luft- 
leeren Raum. Not tut ein „politi- 
scher Raum“, in dem die Men- 
schen ihre Meinung kundtun und 
Ersuchen an ihre Regierungen 
richten können, ohne dafür von 
Sicherheitskräften beschossen 
zu werden. Not tut ein politischer 
Raum, in dem die Menschen 
selbst entscheiden können, wer 
sie regieren soll. Einen solchen 
Raum gibt es im größten Teil Af- 
rikas nicht. 


Das komplette EU-Entwick- 
lungsprogramm sollte überprüft 
werden. Nicht jedoch durch EU- 
Offizielle oder Vertreter afrika- 
nischer Regierungen, sondern 
von unabhängiger Seite. Sonst 
wird noch mehr Geld verschwen- 
det.« 


Bitte helfen Sie mit, durch Wei- 
tergabe dieses Blattes unse- 
re Mitmenschen aufzuklären 
und fordern Sie mit uns einen 
sofortigen STOP solcher Ent- 
wicklungshilfen! 


STOP SOLCHER VERSCHWENDUNG! 
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Wahrheit» Klarheit» Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Eine Schlägerei am Pfingstsonn- 
tag in Bad Windsheim kam den 
dortigen Gutmenschen wie ge- 
rufen, um wieder einmal gegen 
»Rechts« und »Ausländerfeind- 
lichkeit« Front zu machen. 


So lauteten die ersten Nachrich- 
ten: »Ein Ausländer wurde auf of- 
fener Straße verprügelt. Von einem 
zehnköpfigen Mob. Angeführt von 
zwei rechten Schlägern aus den 
braunen Sümpfen im Landkreis 
Neustadt/Aisch-Bad Windsheim. 
Und die Polizei schaut weg.« 


Das war der Stoff, aus dem 
heutzutage Nachrichtensen- 
dungen und Zeitungen Schlag- 
zeilen machten: »Überfall auf 
Türken!« 


Die Medienmaschine lief bundes- 
weit an und zahlreiche Reporter 
wurden in Marsch gesetzt. War 
das nicht der Landkreis, in dem 
Anfang März auf dem jüdischen 
Friedhof in Diespeck 63 Gräber 
geschändet wurden? 


Wenige Tage später 
war der Spuk vorbei 


Die Polizeisprecherin Elke Schön- 
wald mußte sich in der Fränkischen 
Landes-Zeitung vom 5.6.2007 ent- 
schuldigen: 


»Wir müssen zunächst einmal ei- 
nem Geschädigten glauben, wenn 
dieser Anzeige erstattet.« 


Der verprügelte 39-Jährige hatte 
laut Polizeibericht angegeben, daß 
er aus einer Gruppe von ca. zehn 
Personen heraus angegriffen und 
verletzt wurde. »Sie ließen erst von 
ihm ab, als er zu Boden ging und 
sich einige Personen dazwischen 
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Wo man nur hinblickt: 


Desinformation und 
Volksverdummung! 


Beispiel »Rechte Gewalt«: 
Überfall auf Türken 


Wieder ausländerfeindliche Tat in Bad Windsheim 
VON GÜNTER BLANK 


BAD WINDSHEIM (Eig.Ber./gb) zur Rede stellen wollte. Er ent- 
— Ein 39-iähriger türkischer Staats- 


Tat von rechten Schlägern? 


deckte sie dort auch, doch sol! ° 


Opfer danach beschimpft — Polizei: Noch kein klares Bild 


BAD WINDSHEIM (mb) - Auslän- 


be ihm erklärt, dass er ihn vor der 


derfeindlichkeit Lännta Aac Mativ Gaststätte erwarte. 
Ba 


Rechte immer dreister 


Latente Ausländerfeindlichkeit tritt immer deutlicher zu Tage 


BAD WINDSHEIM / NEU- 
STADT (nim) - Ist etwas faul in 


„Bündnisses für Toleranz“ begin- 
nen dia Ansahärigen dieses Milie- 


!=iaran Ralac 


Zeitungsschlagzeilen vom 31.5. und 1.6.2007 


stellten.« Zwei Brüder, so der Poli- 
zeibericht weiter, »pöbelten ihn er- 
neut an und beschimpften ihn mit 
den Worten „Ausländer raus!“« 


Statt diese Angaben zu überprüfen 
und die Zeugen zu befragen, beeil- 
te sich die Polizei, diesen Bericht 
umgehend der Presse zu melden, 
um aus nackter Angst, sich dem 
Vorwurf der Verharmlosung von 
Gewalt gegen Ausländer auszu- 
setzen und »keinen Verdacht, es 
werde etwas verschleiert, aufkom- 
men zu lassen.« 


Inzwischen mußte die Polizei ein- 
räumen, daß der angebliche rech- 
te Mob aus nichts ahnenden Fuß- 
ball-Fans auf dem Nachhauseweg 
bestand, und sich nur der jüngere 
der zwei Brüder mit dem anderen 
prügelte, wobei er selbst auch ei- 


LÜGE UND WAHRHEIT 


nen Mittelhandbruch erlitt, weil die 
beiden schon seit längerem eine 
ganz private Abneigung verbindet. 


Man habe ermittelt, so die Poli- 
zei, daß es zwischen den beiden 
Kampfhähnen seit eineinhalb Jah- 
ren immer wieder zu Beschimp- 
fungen und Handgreiflichkeiten 
gekommen war. Die beiden seien 
Anhänger verschiedener Fußball- 
vereine. Auch für die angeblichen 
»Ausländer raus!«-Rufe gäbe es 
keine Bestätigung. Das war's. 


Was bei den Bürgern 
in Erinnerung bleibt 


Den meisten Zeitungslesern 
aber bleibt in Erinnerung: Die 
rechten, ausländerfeindlichen 
Schläger werden immer dreister. 
Um Gottes willen nicht »rechts« 
wählen. ... 
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Zweierlei Maß: Immer mehr 
Deutsche fühlen sich benachteiligt 


Warum bekommen immer mehr 
Deutsche das Gefühl, in diesem 
Land als Deutscher ein Mensch 
zweiter Klasse zu sein? Vorfälle 
wie in Bad Windsheim, die man 
auch anderswo immer wieder 
erlebt, wecken solche Gefühle. 
Wird irgendwo ein deutschstäm- 
miger Deutscher von streitenden 
Kumpanen niedergeschlagen, ist 
das den Medien meist nur eine 
Fünfzeilenmeldung wert, wenn 
überhaupt. 


Anders ist es, wenn ein türkisch- 
stämmiger deutscher Staatsbür- 
ger das Opfer ist, wie der Me- 
dienrummel nach Pfingsten in 
Bad Windsheim beweist. 


Immer mehr Deutsche haben 
das Gefühl, daß den Belangen 
ausländischer oder eingebürger- 
ter Menschen anscheinend ein 
höherer Stellenwert zugemessen 
wird, als denen der Deutschen 
selbst. 


Beispielhaft ist das Moscheebau- 
Projekt der Anmadiya-Gemeinde 
in Berlin-Pankow. Ohne daß ein 
einziges Mitglied dieser Gemein- 
de in diesem Bezirk wohnhaft ist, 
wird das Bauvorhaben gegen 
den Willen der absoluten Mehr- 
heit der Anwohner durchgeboxt. 


Als Beispiel eignet sich auch 
der Ablauf des bisher ungeklär- 
ten Falles, in dem ein Äthiopier 
in Potsdam Opfer eines »rech- 
ten« Gewaltdelikts gewesen sein 
sollte. Abgesehen von dem wi- 
dersprüchlichen Tathergang und 
der offenbar alkoholisierten Vor- 
geschichte meldete sich sofort 
der Generalbundesanwalt und 
riß den Fall an sich, als sei ein 
Staatsverbrechen geschehen. 
Die vermeintlichen Täter wurden 
mit Fußfesseln, Handschellen, 
Kapuze, orangefarbenen »Guan- 
tanamo«-Anzügen, Eskorte und 
Hubschrauber medienwirksam 
abgeführt und wenige Tage spä- 


ter weniger medienträchtig wie- 
der auf freien FuR gesetzt und 
am 15.6.2007 freigesprochen. 


Für den Verletzten Ermyas M. 
gab es damals Lichterketten, 
Demonstrationen gegen »rech- 
te« Gewalt, Spendenaufrufe und 
eine anhaltende, überregionale 
Berichterstattung. 


Zur gleichen Zeit wurde in Nord- 
rhein-Westfalen eine hoch- 
schwangere junge Frau auf of- 
fener Straße von zwei Afrikanern 
brutal zusammengeschlagen. 
Von einem ähnlichen Medie- 
necho, Demonstrationen und 
Lichterketten war nichts wahrzu- 
nehmen. 


»Eine Statistik aus dem Jah- 
re 2000 legte dar, daß 11 
Morde an Ausländern von 
Deutschen begangen wur- 
den. Aber gleichzeitig kamen 
1.011 Morde an Deutschen 
auf das Konto von Nicht- 
deutschen.« 


(zitiert aus der Monatszeitung »Deutsche 
Stimme«, Ausgabe 6/2007) 


Wenige Wochen nach dem Fall 
Ermyas M. wurde — ebenfalls in 
Potsdam - auf offener Straße 
ein 20jähriger Mann von einem 
Afghanen erstochen. Aber weder 
der Generalstaatsanwalt noch 
die Medienwelt interessierte sich 
für diesen Fall, in dem ein junger 
deutscher Mann sein Leben ver- 
lor und die Hinterbliebenen ihr 
Leben lang traumatisiert bleiben 
werden. Die Berichterstattung 
erfolgte lediglich im regionalen 
Raum und war alles andere als 
unabhängig. Lichterketten und 
Demonstrationen gegen die ge- 
walttätigen und »mutmaßlich« 
kriminellen Ausländer gab es kei- 
ne. Auch kein Politiker warnte vor 
ausländischer Gewalt. 

Eine große Handelskette, die im 
Fall Ermyas M. der Familie groß- 
zügig 5.000 Euro gespendet hat- 


te, weigerte sich auf Anfrage, der 
Familie des ermordeten Deut- 
schen eine ähnliche Solidaritäts- 
spende zukommen zu lassen. 
Beide Fälle seien nicht miteinan- 
der zu vergleichen, hieß es. Si- 
cher nicht. Bei dem einen wurde 
ein Äthiopier nach vorhergegan- 
genem Kneipen-Streit verletzt, 
bei dem anderen ein Deutscher 
ermordet. 


Es ist immer wieder bemerkens- 
wert, was für eine Medienlawi- 
ne ins Rollen kommt, wenn ein 
Nichtdeutscher von einem Deut- 
schen verprügelt wird. 


Man erinnere sich nur an den be- 
trunkenen Italiener, der in Berlin 
angeblich von »Nazis« zusam- 
mengeschlagen wurde. Später 
bewiesen Aufnahmen der Über- 
wachungskameras vom S-Bahn- 
hof Alexanderplatz, daß dieser 
Mann in volltrtunkenem Zustand 
das Gleichgewicht verloren hatte, 
auf die Gleise fiel und sich dabei 
die Kniescheibe brach. 


Es geht hierbei nicht darum, eine 
ausländerfreundliche Haltung 
mancher Bürger in Frage zu stel- 
len oder negativ zu beurteilen, 
sondern darum, auf eine Diskre- 
panz hinzuweisen, die gefährli- 
che Folgen haben kann — nämlich 
eine falsche, pauschale Auslän- 
derfeindlichkeit bisher toleranter 
und friedlicher Bürger. 


Gleichberechtigung und Diskri- 
minierungsverbot darf nicht auf 
Kosten der Mehrheit gehen. Si- 
cher ist es immer schrecklich, 
wenn Menschen Gewalt angetan 
wird, egal welcher Herkunft und 
Religion. Aber es ist gefährlich, 
mit zweierlei Maß zu messen. 
Wenn Minderheiten mehr Rech- 
te als die Mehrheit bekommen, 
kann daraus eine Spirale von 
Haß und Gewalt mit unabsehba- 
ren Folgen entstehen, die wir alle 
nicht wollen. 


KOPIEREN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN! 


Unabhängige Nachrichten - Postfach 10 17 06 : D-46017 Oberhausen 


Der Bevölkerungs- 
austausch wird vollzogen! 


Der Anteil der »nicht deutschstäm- 
migen Bevölkerung« von inzwi- 
schen knapp 20 Prozent wird im 
deutschen Fernsehen nach An- 
sicht der Gutmenschen nicht aus- 
reichend beachtet. »Wir müssen 
in den Alltagsmedien stärker 
die Vielfalt des Lebens darstel- 
len«, sagte Bundesinnenminister 
Schäuble während der Tutzinger 
Medientage (15.-16.3.2007). 


Also wird sich wohl auf die Dauer 
der deutsche Fernsehzuschauer 
von seinem gewohntem Fernseh- 
verhalten verabschieden müssen. 


TAUSCHEN WIR 


die Politiker aus, bevor 


sie das deutsche Volk 


AUSTAUSCHEN! 


als Aufkleber erhältlich 


Aus Gründen der Gleichbehand- 
lung und um nicht in den Ver- 
dacht der »Diskriminierung« zu 
geraten, werden bei den bun- 
desdeutschen Massenverdum- 
mungsbildschirmmedien künftig 
wohl rund 20 Prozent der Sen- 
dezeit oder umgerechnet knapp 
fünf Stunden täglich Sendungen 
in fremder Sprache für fremde 
Kulturen ausgestrahlt werden. 
Und das auf jedem Sendeplatz. 


Oder alternativ noch mehr »bun- 
te« Moderatoren, Schauspieler 
oder Nachrichtensprecher, die 
den Restdeutschen dann erklä- 
ren werden, wo es lang geht? 


Wen wundertes danoch, daß von 
Jahr zu Jahr immer mehr Deut- 
sche ihre Koffer packen und die- 
sem Land den Rücken kehren? 
Im vergangenen Jahr waren es 
nach Angaben des Statistischen 


L rebe Leser. gAHZ privar: 


Aufruhr im politisch korrekten Hühnerhaufen 


In der Ausgabe 10/2006 hatten wir in den UN die schöngerechneten Ar- 
beitslosenzahlen in der BRD unter die Lupe genommen und als manipulierte 
Zahlen entlarvt. 

Ausgehend von einer Berechnung der »Wirtschaftswoche«, die 2004 auf 
eine »wahre Arbeitslosigkeit« von 8.643.000 kam, ergaben sich für 2006 
bei Hinzurechnung verdeckter Arbeitslosengruppen ein Zahl von 9.242.330 
Arbeitslosen. 

UN-Leser, die sich nicht im Weltnetz tummeln, ahnen nicht, wie weit auch 
im Internet die Zensur fortgeschritten ist. Im Forum der »Financial Times 
Deutschland« zitierte eine Teilnehmerin kürzlich diese Zahlen. Prompt kam 
aus dem aufgescheuchten Hühnerhaufen der »User« die Rüge: »Ist sich die 
FTD-Redaktion eigentlich bewußt, daß es sich bei den von User „sybilla T“ 
zitierten „Unabhängigen Nachrichten“ um eine rechtsextremistische Websi- 
te handelt, die von der Bundeszentrale für politische Bildung als fremden- 
feindlich und antisemitisch eingestuft wird?«. Der »Moderator« reagierte 
umgehend und verwarnte weltöffentlich die »sybilla_T«: »Bitte achten Sie 
beim zitieren auf die Quelle. Rechtes Gedankengut hat bei der FTD-Debatte 
nichts zu suchen. Sollten uns weitere Beiträge mit Inhalten dieser Art ge- 
meldet werden, müssen wir die Autoren solcher Beiträge von der weiteren 
Teilnahme ausschließen.« »Ich habe den Link entfernt«, entschuldigte sich 
»sybilla_ T«, aber wagte es doch, hinzuzufügen: »Ich habe nur die Zahlen 
verlinkt und diese sind nicht rechtsextrem, sondern falsch oder richtig.« 
Fazit: Auch die »Financial Times« hat sich der Volksverdummung verschrie- 


ben. Ihre UN-Mi£arbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Bundesamtes rund 155.000. So 
viel wie in keinem Jahr zuvor. 


Dies sind in der Regel Fachkräfte 
und Akademiker, die hier keine 
Zukunft für sich und ihre Familien 
mehr sehen und, wenn es hier so 
weiter geht, wohl auch nicht wie- 
der zurückkehren werden. 
Welche Art von »Fachkräften« 
sich unter den 20 Prozent »Nicht- 
Deutschstämmigen« befinden, 
kann jeder täglich in unseren 
Großstädten sehen. 

Wohl auch deshalb suchen die 
selbsternannten »großen Volks- 
parteien« bereits eine neue Wäh- 
lergruppe: 


»Der Islam ist Teil 
Deutschlands und Teil 
Europas, er ist Teil un- 
serer Gegenwart und er 
ist Teil unserer Zukunft. 
Muslime sind in Deutsch- 
land willkommen.« 


aus der Regierungserklärung von 
Innenminister Wolfgang Schäuble 
(CDU) vom 28.9.2006 
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Aktuelle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
April 2006: 


April 2007: 


38,564 Millionen ') 
39,281 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
April 2007: 3.966.648 ” 


Mai 2007: 3.805.950 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
April 2007: 1.458.461 ” 
Mai 2007: 1.476.553 ” 


Arbeitssuchende: 
April 2007: 
Mai 2007: 


Offene Stellen: 
April 2007: 
Mai 2007: 


5.452.309 ” 
5.400.405 ” 


651.139 ” 
642.563 ” 


Staatsverschuldung: 
1.501.302.188.704 Euro ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
1.056 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
13.5.2007: 


17.6.2007: 


18.1722 
18.211 ? 


0 Bundesagentur für Arbeit, 17.6.2007 
2) Bund der Steuerzahler, 17.6.2007 
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Endlich »richtige« 
Wahlergebnisse in Sicht! 


Welch ein Affentheater erleiden 
die genervten Bürger nach jeder 
Wahl, wer mit wem wohl eine 
schwarz-rot-gelb-grüne Regie- 
rung bilden könne. 


Alle diese Schwierigkeiten 
könnten mit einem vermehrten 
Einsatz von Wahlcomputern 
behoben werden. 


Bei der letzten Bundestagswahl 
waren nach Angaben des Bun- 
desinnenministeriums bereits 
1.850 Wahlcomputer der Firma 
»Nedap« im Einsatz. Auch bei 
der hessischen Landtagswahl 
Anfang nächsten Jahres sollen 
diese Geräte in mehreren Wahl- 
lokalen aufgestellt werden. 


»Spiegel-online« berichtete am 
9.6.2007, daß nach Angaben von 
Computerexperten diese in der 
BRD eingesetzten Wahlcompu- 
ter einfach zu manipulieren sind 
— Wahlergebnisse könnten nach 
Belieben gefälscht werden. 


Zu diesem Ergebnis komme ein 
54-seitiges Gutachten, das nie- 
derländische Informatiker und 
Mitglieder des deutschen »Chaos 
Computer Club« erstellt haben. 
Sie hätten die elektronischen 
Wahlmaschinen der niederlän- 
dischen Firma untersucht und 
Praxistests in deutschen Wahllo- 
kalen durchgeführt. 


Dabei hätten sie eine Reihe von 
Möglichkeiten entdeckt, Wahler- 
gebnisse nach Belieben zu mani- 
pulieren oder das Wahlgeheimnis 
auszuhebeln. 


Endlich hat man damit ein Mit- 
tel gegen die Wähler, die sich 
erdreisten, mal diese und mal 
jene Parteien, ungültig oder gar 
nicht zu wählen! Und die vielen 
Millionen Euro »Wahlkampfko- 
stenerstattung« könnten wir auch 
einsparen, weil künftig nicht mehr 
notwendig ...! 


Herr Schäuble, übernehmen Sie! 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5- 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1.- Euro je Exemplar). 


U Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 € Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


U Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag in Höhe von 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


scheck - in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, fallsbekannt: 


Telefon: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 


direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
monatlich I vierteljährlich 
halbjährlich [jährlich 
einmalig ab: 


Betrag: Euro 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


